
8 Mittwoch, 20. August 2025Schweiz

Deutsche Sprache, schwere Sprache –
die Rückschritte der Schüler sind gravierend
Kaum jemand spricht darüber, dass der Kompetenzverlust auch mit der Migration zu tun haben dürfte

SEBASTIAN BRIELLMANN

Versteht hier noch irgendjemand, was
der Lehrer an der Wandtafel erklärt? Das
mag etwas zugespitzt sein, doch ist es ein
Fakt, dass immer mehr Schüler mit der
Landessprache grosse Mühe bekunden.

Das zeigen auch neue Zahlen aus
der Nordwestschweiz. Die vier Kan-
tone – Aargau, Basel-Landschaft, Basel-
Stadt, Solothurn – führen jedes Jahr in
verschiedenen Schulstufen sogenannte
Check-Tests durch. Insgesamt 50 000
Schüler werden in der dritten und der
fünften Primar sowie in der zweiten und
dritten Sek überprüft. Es geht um Le-
sen, Schreiben, Grammatik und Ortho-
grafie. Die Resultate sind besorgniserre-
gend. Der «Tages-Anzeiger», der als Ers-
tes über die Checks berichtet hat, bilan-
ziert: «Niveau im Sinkflug.»

In den letzten fünf Jahren (2019
bis 2024) sind die Kompetenzen mas-
siv zurückgegangen. Das lässt sich an-
hand von Punkten erklären: Normaler-
weise macht ein Schüler pro Semester
einen Fortschritt von etwa 45 Punk-
ten. Nun zeigt sich, dass Primarschüler
in der kurzen Zeitspanne durchschnitt-
lich 30 Punkte weniger erzielen als noch
vor fünf Jahren. Kurz: Etwa zwei Drittel
eines Semesters gehen verloren.Auch in
der zweiten Sekundarstufe verlieren die
Schüler durchschnittlich fast 20 Punkte.

Für das Institut, das die Checks
durchführt, ist klar: Diesen Trend
könne man aufs ganze Land über-
tragen, da die Nordwestschweiz mit
einem Viertel aller Einwohner und
städtischen sowie ländlichen Gebieten
die Gesamtbevölkerung gut abbilde.
Diese These ist nicht gewagt, denn

die schwindenden Deutschkenntnisse
sind keine neue Erfahrung. 25 Prozent
aller 15-Jährigen gelten als leistungs-
schwach, wie die letzte Pisa-Studie auf-
gezeigt hat. Die Jugendlichen sind also
kaum in der Lage, einfache Alltags-
texte richtig einzuordnen. Bei den Er-
wachsenen sind es 1,25 Millionen Men-
schen, die in der Schweiz beim Lesen
nur «geringe Kompetenzen» haben,
wie eine Überprüfung der OECD im
letzten Jahr nachgewiesen hat.

Auch Muttersprachler betroffen

Dabei sieht die Schweizerische Eid-
genossenschaft bürokratisch-nüchtern
vor: «Die Kenntnis einer Landesspra-
che ist eine Grundvoraussetzung für die
erfolgreiche berufliche und soziale Inte-
gration.» Was selbstverständlich klingt,

ist heute jedoch zu oft mehr Wunsch-
denken als Realität.

Das hat auch mit einer veränderten
Bevölkerungsstruktur zu tun. Die Uni-
versität Basel hat schon vor zehn Jah-
ren im Auftrag des Basler Erziehungs-
departements einen Fragebogen ent-
wickelt, den Eltern von Dreijährigen
ausfüllen müssen. Wenn ein Kind nicht
genügend gut Deutsch spricht, wird es
für eine Frühförderung verpflichtet. In
Basel-Stadt muss etwa die Hälfte aller
Kinder in den Deutschunterricht. In die-
sem Jahr hat die Hochschule bekannt-
gegeben, dass mittlerweile über 350 Ge-
meinden diesen Fragebogen verwenden.

Aktuelle Zahlen der Universität
Basel zeigen auch, dass 55 Prozent der
Kinder eine oder mehrere Fremdspra-
chen sprechen. Jedes fünfte redet da-
heim sogar nie oder nur selten Deutsch.
Ein Rückstand, der sich kaum mehr auf-
holen lässt. Erwiesen ist auch: Je mehr
Eltern pro Quartier oder Bezirk nicht
deutschsprachig sind, desto schlechter
reden ihre Kinder Deutsch.

Die neuen Erkenntnisse aus der
Nordwestschweiz zeigen jedoch: Nicht
nur Fremdsprachige werden im Deutsch
massiv schlechter, sondern auch Mutter-
sprachler. Der Rückgang ist fast gleich
stark ausgeprägt. Allerdings auf höhe-
rem Niveau. Wer zu Hause Deutsch
spricht, dessen Leistungen sind noch-
mals durchschnittlich 30 Punkte besser –
was wiederum einen Vorsprung von
einem Dreiviertel-Semester bedeutet.

Klar ist also, dass die Schüler schlech-
ter werden. Aber damit scheint das
Thema auch wieder erledigt. Martina
Bircher, Bildungsdirektorin im Kan-
ton Aargau, kann das nicht nachvollzie-
hen: «Was am Leistungsabfall das eigent-
lich Tragische ist: Niemand kann sagen,
warum die Schüler schlechter werden.
Das ist inakzeptabel.» Man spreche
eben nicht gerne darüber, dass auch die
Migration einen Anteil an der Misere
haben könnte, sagt die SVP-Politikerin.
«Auch jetzt heisst es wieder, dass die
schlechten Resultate damit zusammen-
hängen, dass viele aus sozial schwachen
Schichten kommen.» Aber das eine habe
«natürlich» mit dem anderen zu tun.
«Das ist die Realität, die darf man nicht
vernebeln – sonst laufen wir Gefahr, ein
Zweiklassensystem zu entwickeln.»

Sie geht davon aus, dass es sich um
eine Kombination von verschiedenen
Gründen handelt, «sicherlich auch am
hohen Anteil an Fremdsprachigen». Im
Aargau hat ein Drittel der Kindergar-
tenklassen einen Anteil von über 50 Pro-
zent, in der Realschule sind es über 60
Prozent der Schulklassen, die mindestens
zur Hälfte aus Fremdsprachigen besteht.

Es sei klar, sagt Bircher, dass das bei
allen Schülern Auswirkungen auf die
Deutschkompetenzen habe. «Schluss-
endlich ist es immer eine Frage des Ver-
hältnisses, sprich der Durchmischung.
Gehen Sie mal in diese Klassen: Man
hört ja, dass alle schlechter Deutsch
sprechen, auch diejenigen mit Deutsch
als Muttersprache. Man übernimmt die
falsche Grammatik, wenn die Fremd-
sprachler in der Mehrheit sind.»

Fehler werden nicht korrigiert

Dazu kommt, dass Deutsch nicht mehr
so gelernt wird wie früher, Fehler nicht
mehr korrigiert werden. Bircher sagt:
«Das kann nicht aufgehen. Gerade
Migrationskinder, bei denen die Eltern
nicht helfen und korrigieren können,
werden benachteiligt.»

Immer öfter werden solche Benach-
teiligungen an den Schulen mit Lern-
zielbefreiungen und Nachteilsaus-
gleichen auszutarieren versucht. Bir-
cher erzählt, dass die Schulen dagegen
machtlos seien, da diese gewährt wer-
den müssen, sobald ein Arzt ein Attest
verschreibe. «Das ist ein Problem. Es
führt zu leistungsfeindlichem Denken.
Wenn jemand engagiert ist, aber am
Ende dieselbe Note im Zeugnis hat, ob-
schon er keine Vorteile geniesst, wirkt
das demotivierend.»

Welche Faktoren wie stark auf die
Leistung einwirken: Das würde Mar-
tina Bircher gerne untersuchen. Aber
sie kann das gar nicht – was ihr miss-
fällt. Denn auf die Daten aus den
Checks habe der Kanton gar keinen
Zugriff. Dazu komme der derzeit gel-
tende Datenschutz. Sie hofft, dass
sich das mit einem Volksschulgesetz,
«das hoffentlich im Herbst verab-
schiedet wird», ändern wird – und zu-
mindest etwas mehr Klarheit über die
Gründe des dramatischen Leistungsein-
bruchs verschafft.

Für viele Kinder bleibt der Buchstabensalat in der Schule zunehmend ein Buchstabensalat. KARIN HOFER / NZZ

Die Waadt steht vor Wochen der Wahrheit
In der Dittli-Affäre muss sich die erneuerte Allianz aus FDP, SVP und Mitte rasch bewähren

MATTHIAS SANDER, LAUSANNE

Kevin Grangier trägt nicht zum ers-
ten Mal zwei Hüte. Der einflussreiche
Waadtländer SVPler unterstützt mit sei-
ner Partei eine Initiative für deutliche
Steuersenkungen in dem Kanton mit
einer der schweizweit höchsten Steuer-
belastungen. Zugleich beriet er mit sei-
ner Kommunikationsfirma vor knapp
einem Jahr die Mitte-Regierungsrätin
Valérie Dittli, damals noch zuständig für
Finanzen, um den Initianten den Wind
aus den Segeln zu nehmen, wie die Zei-
tung «24 heures» kürzlich berichtete.

Grangier ist auch der Westschwei-
zer «Koordinator» der Organisation
Pro Schweiz und sieht in den «Unter-
werfungsverträgen» mit der EU den
Untergang des Landes. Zugleich ist er
nun Präsident der Waadtländer Allianz
der SVP mit der FDP und der Mitte, die
weit europafreundlicher sind. Wie passt
das zusammen? Und warum rauft sich
die Parteienallianz nach monatelangem
Streit wieder zusammen?

Zur Erinnerung: Im März kritisier-
ten sich Dittli und die FDP-Regierungs-
präsidentin Christelle Luisier an einer
denkwürdigen Medienkonferenz gegen-
seitig. Zwei Stunden lang ging es um ein
Gutachten, das Dittli vorwarf, illegaler-

weise gültige Steuerbescheide aufgeho-
ben und ihr Amtsgeheimnis verletzt zu
haben. In der Folge entzog die Regie-
rung Dittli das Finanzdossier und erstat-
tete Anzeige gegen sie. Zudem wurde
bekannt, dass Dittli der Waadtländer
Allianz 20 000 Franken für den gemein-
samen Wahlkampf drei Jahre zuvor
schuldete, mittlerweile ist diese Schuld
beglichen. Der Streit spaltete auch Ditt-
lis Mitte-Partei, wie mehrere Rücktritte
und kürzlich eine Recherche der Zei-
tung «Le Temps» zeigten.

FDP relativiert Dissonanzen

Vergangene Woche trafen sich also
die Spitzen der Allianz – die drei Prä-
sidenten der kantonalen Parteien so-
wie ihre vier Regierungsräte, drei von
der FDP und Dittli. Gemeinsam weiter-
machen oder nicht? Das war die grosse
Frage. «Ich selbst wusste nicht, ob wir
als Allianz zusammenbleiben würden
oder nicht», sagt Grangier im Gespräch.
Die Runde wollte weitermachen – und
wählte den bisherigen Generalsekre-
tär der Allianz, Grangier, «einstimmig»,
wie er sagt, zu ihrem neuen Präsiden-
ten. Die drei Parteien kamen offensicht-
lich zu dem Schluss, dass sie trotz allem
Streit bei den anstehenden Wahlen ge-

meinsam stärker sind. Im März 2026
sind Kommunalwahlen, 2027 Kantonal-
wahlen, 2028 eidgenössische Wahlen.

Die klar stärkste Partei des Trios, die
FDP, relativiert die Dissonanzen. «Wenn
wir uns in allem einig wären, wären wir
eine einzige Partei», sagt die Präsiden-
tin Florence Bettschart-Narbel. Ziel
der Allianz sei es nun, «unsere rech-
ten Ideen in einem Kanton voranzu-
bringen, in dem eine linke Mehrheit ge-
wisse Dinge als vermeintlich unverän-
derbar verankert hat». Als Beispiel für
bisherige Erfolge nennt sie die im Früh-
jahr beschlossene Senkung der Einkom-
menssteuer um 7 Prozent (und nicht um
12 Prozent, wie von der erwähnten In-
itiative unter anderem gefordert).

Der Präsident der kantonalen SVP,
Sylvain Freymond, fordert nach dem
Streit der vergangenen Monate, dass die
Politik sich wieder «um die wahren Pro-
bleme in der Waadt» kümmere. Dazu
zählt Freymond neben der Steuerbelas-
tung etwa die explodierenden Kosten im
Gesundheitswesen sowie Finanz- und
Personalprobleme des Lausanner Uni-
versitätsspitals CHUV.

Sein Parteifreund Grangier betont
die Wichtigkeit der Kommunalwahlen
2026. Die SVP hat in der traditionell
linksorientierten Waadt einen schweren

Stand und ist nur in wenigen Gemein-
den in der Exekutive vertreten, etwa in
Bex im Rhonetal. «Wegen des Mehrheits-
wahlrechts brauchen wir immer Allian-
zen», sagt Grangier, der Wahlkampfleiter
und bis vor einem Jahr Präsident der SVP
Waadt war. Er erinnert daran, dass die
SVP es bei den Kommunalwahlen 2021
fast in die Regierung mehrerer Städte
wie Yverdon-les-Bains, Morges und
Nyon schaffte – obwohl es damals noch
nicht die Waadtländer Allianz gab. «Nun
hat die Stunde für die SVP geschlagen,
ihren Teil des Kuchens zu bekommen.»

Die Mitte schweigt

Seine verschiedenen Hüte verteidigt
und relativiert Grangier. Zur von ihm
unterstützten Initiative für eine Steuer-
senkung um 12 Prozent verweist er dar-
auf, dass die kantonale FDP sich trotz
der Ablehnung des von ihr dominierten
Regierungsrats noch nicht positioniert
habe. Tatsächlich sagt auch die FDP-
Präsidentin Bettschart-Narbel, dass ihre
Partei in dieser Frage gespalten sei.

Ähnlich verhalte es sich mit den
neuen Verträgen der Schweiz mit der
EU. Auch in dieser Frage habe sich
die Schweizer FDP ja noch nicht ent-
schieden, sagt Grangier. Zudem sei die

Waadtländer Allianz keine Partei der
Parteien, die sich in möglichst vielem
einig sein müsse. Vielmehr sollten SVP,
FDP und Mitte weiterhin ihre Überzeu-
gungen vertreten, um breit ihre Wähler
zu mobilisieren.

Und die Mitte Waadt? Ihr neuer Prä-
sident reagierte auf mehrere NZZ-Anfra-
gen nicht. Valérie Dittli wollte sich nicht
zur Waadtländer Allianz äussern. Unklar
ist, warum die Mitte im Gegensatz zur
FDP und zur SVP bisher nicht zur Er-
neuerung der Allianz kommuniziert hat.

Die kommenden Wochen werden ein
Stresstest für die erneuerte Allianz. So
muss die Kantonsregierung sich dieser
Tage zur Forderung einer parlamentari-
schen Untersuchungskommission in der
Dittli-Affäre positionieren. Die Kom-
mission soll auch die Steuerpraxis von
Dittlis Vorgänger, dem FDP-Ständerat
Pascal Broulis, untersuchen.

Schwierig werden zudem die Bud-
getverhandlungen – in der Waadt greift
seit April erstmals seit 2003 die kanto-
nale Schuldenbremse. Und schliess-
lich sind da noch die Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft in der Dittli-Affäre.
Kaum auszumalen, was passieren
würde, sollte der Generalstaatsanwalt
tatsächlich Anklage gegen die Regie-
rungsrätin erheben.
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Der Eigenmietwert vereint Linke und Baufirmen
Eine unheilige Allianz prophezeit mangelhaften Liegenschaftsunterhalt, Schwarzarbeit und hohe Steuerausfälle

FABIAN SCHÄFER

Ist das noch pragmatisch oder schon
zynisch? Am Dienstag ist in Bern eine
bunte Allianz vor die Medien getreten,
die die Bezeichnung «unheilig» tatsäch-
lich verdient. Vertreter der Bauwirt-
schaft sassen gemeinsam mit Spitzen-
kräften der SP und der Grünen auf dem
Podium, um zu erklären, weshalb sie die
Vorlage zurAbschaffung des Eigenmiet-
werts ablehnen, die Ende September an
die Urne kommt.

Unheilig ist die Liaison, weil die be-
teiligten «Partner» die Reform nicht nur
aus unterschiedlichen, sondern auch aus
gegensätzlichen Gründen ablehnen.Auf
der einen Seite stehen drei Wirtschafts-
verbände, die Bereiche wie Gebäude-
technik, Planung, Bauhauptgewerbe
und erneuerbare Energien repräsen-
tieren (Bauenschweiz, Suissetec, AEE
Suisse). Sie befürchten einen «Sanie-

rungsstopp», falls die Reform zustande
kommt.Die Häuser würden anWert ein-
büssen, das Baugewerbe werdeAufträge
undArbeitsplätze verlieren.

Der Hintergrund:Weil bei Annahme
der Reform der Eigenmietwert nicht
mehr versteuert werden müsste, wür-
den im Gegenzug unter anderem auch
die Abzüge für die Kosten des Liegen-
schaftsunterhalts abgeschafft. Gemäss
denVerbänden hätte dies drastische Fol-
gen: «Viele Menschen werden sich die
Sanierung ihres Eigenheims nicht mehr
leisten können.» Damit würden auch
die Energie- und Klimaziele gefähr-
det.Gleichzeitig fördere die Reform die
Schwarzarbeit, denn wer keine Abzüge
mehr geltend machen könne, brauche
auch keinen ordentlichen Beleg.

Gewerbeverband für Reform

Mit anderen Worten: In der Bauwirt-
schaft geht man davon aus, dass zahl-
reiche Eigentümer weniger Geld in ihr
Haus oder ihre Wohnung stecken wer-
den, wenn sie diese Ausgaben auf der
Steuererklärung nicht mehr abziehen

dürfen – dass also umgekehrt heute ein
beträchtlicher Teil des Gebäudeunter-
halts steuerlich motiviert ist.

Das Problemwird aus Sicht der Bran-
che noch verstärkt, weil Eigentümer in
Zukunft mehr Geld einsetzen dürften,
um ihre Hypotheken schneller abzu-
zahlen. Tatsächlich ist es ein erklärtes
Ziel der Befürworter, mit der Reform
die Stabilität des Immobilienmarkts zu
verbessern und die Verschuldungsan-
reize zu verkleinern. Die Steuerabzüge
für Schuldzinsen würden stark einge-
schränkt, was Besitzer animieren dürfte,
die Hypotheken zu reduzieren.

Nicht alle in betroffenen Branchen
sehen darin ein Problem:Der Gewerbe-
verband hat sich mit «deutlicher Mehr-
heit» für die Vorlage ausgesprochen.
Hier geht man davon aus, dass Eigen-

tümer auch ohne steuerliche Abzüge
daran interessiert seien, ihre Immo-
bilien instand zu halten und genug zu
investieren – zumal sie künftig dank
Wegfall des Eigenmietwerts mehr finan-
ziellen Spielraum hätten.Der Gewerbe-
verband hält zudem fest, dass die Kan-
tone weiterhin Steuerabzüge für ener-
getische und umweltfreundliche Inves-
titionen zulassen können.

Bei derMedienkonferenz der bunten
Nein-Allianz amDienstag sassen Cédric
Wermuth und Lisa Mazzone am ande-
ren Rand des Podiums. Ihre Parteien,
SP und Grüne, haben im Parlament
stark zu den Entscheiden beigetragen,
die die Bauwirtschaft nun wortreich be-
klagt: Die Linke setzte sich stets dafür
ein, dass bei derAbschaffung des Eigen-
mietwerts auch die Steuerabzüge rund

um das Eigenheim möglichst weitge-
hend eliminiert werden.

Noch so gerne hätten SVP, FDP und
Mitte eine Vorlage beschlossen, die für
Eigentümer (noch) attraktiver wäre.
Dass sie es nicht machten, hatte primär
einen Grund: Nach vielen gescheiterten
Versuchen mussten sie davon ausgehen,
dass die Linke eine unausgewogeneVor-
lage problemlos verhindern kann.

Auf die Zinsen kommt es an

Was die Linke umtreibt, sind nicht die
BedenkendesGewerbes,sondern die be-
fürchteten Steuerausfälle. Vom System-
wechsel würden nur «ganz wenige» pro-
fitieren, für den vielzitiertenMittelstand
prophezeien SP und Grüne «markante
Steuererhöhungen».Für sie steht die Re-

form vor allem beim Bund schief in der
Landschaft: In den nächsten Wochen
schickt der Bundesrat sein grosses Ent-
lastungsprogramm ins Parlament –
gleichzeitig kommt eine Steuervorlage
an die Urne, die «Ausfälle inMilliarden-
höhe» provoziere.

Laut offiziellen Zahlen des Bun-
des ist tatsächlich mit Steuerausfällen
zu rechnen. Wenn man von den heuti-
gen Hypothekarzinsen ausgeht, könn-
ten dieWohneigentümer gesamthaft mit
einer Entlastung von etwa 1,8Milliarden
Franken pro Jahr rechnen (Bund, Kan-
tone und Gemeinden zusammen). Da-
von entfallen rund 320Millionen auf den
Bund. Wenn die Zinsen weiter sinken,
fallen die Ausfälle grösser aus. Sollten
aber die Zinsen irgendwann wieder stei-

gen, ist die Reform für viele Eigentümer
nicht mehr verlockend. Bei 2,8 Prozent
wäre der Systemwechsel laut dem Bund
etwa neutral. Manche Eigentümer dürf-
ten wohl immer noch profitieren, viele
müssten jedoch mehr zahlen als heute.

Noch einmal zurück zur Medien-
konferenz vom Dienstag: In der Mitte
zwischen SP und Grünen sowie der
Bauwirtschaft sass Pascal Broulis, FDP-
Ständerat und ehemaligerWaadtländer
Finanzdirektor. Im Gegensatz zur
FDP Schweiz lehnt er die Reform ab.
Er warnte primär vor den Folgen für
die stark betroffenen Berg- und Tou-
rismuskantone. Kurzum: An Gegnern
fehlt es der Reform nicht. Laut ers-
ten Umfragen könnte sie zwar Chan-
cen haben, aber die Debatten gehen
erst jetzt richtig los.

Investieren Eigentümer in den Unterhalt ihrer Häuser, werden sie heute durch Steuerabzüge belohnt. ANNICK RAMP / NZZ

Die Mühe mit dem Amt
Hohe Belastung, mässige Bezahlung, ständige Kritik – kaum jemand will mehr Parteipräsidentin oder Bundesrat werden

CHRISTINA NEUHAUS

Früher hiessen die Fraktionschefs im
Bundesparlament Ulrich Bremi (FDP),
Walter Frey (SVP), Gabi Huber (FDP),
Caspar Baader (SVP), Pascal Couche-
pin (FDP), Arnold Koller (CVP) oder
René Felber (SP).

Ulrich Bremi, um nur einen Namen
zu nennen, war sowohl als Unterneh-
mer wie auch als Politiker ein absolutes
Schwergewicht. Ein klassischer Freisin-
niger, einer, der sich trotz steiler beruf-
licherKarriere imMilitär und in der Poli-
tik engagierte.Als Nationalratspräsident
liess er anlässlich der 700-Jahr-Feier der
Eidgenossenschaft Dürrenmatts «Her-
kules und der Stall des Augias» auffüh-
ren. Im Nationalratssaal.

Das Amt an der Spitze der Fraktio-
nen galt lange als Polit-Kaderschmiede.
Nicht selten führte der Weg später in
den Bundesrat. In den vergangenen Jah-
ren hat sich das geändert. Bei der Mitte
kandidieren mit den beiden National-
rätinnen Maya Bally und Yvonne Bür-
gin nun zwei Neulinge für das Fraktions-
präsidium.Beide sind erst seit 2023 Mit-
glieder des nationalen Parlaments.

Es ist nicht das erste Mal, dass die
Mitte Mühe bei der Besetzung eines
politischen Amtes hat. Der frühere
Fraktionsvorsitzende und heutige Par-
teipräsident, Philipp Matthias Bregy,
hatte sich erst nach längerem Zögern
als Nachfolger für den langjährigen

Parteichef Gerhard Pfister zur Ver-
fügung gestellt.

Noch harziger verlief die Suche
nach einem Bundesrat. Nach dem Ab-
gang vonViolaAmherd aus der Landes-
regierung wäre es bei der Mitte um ein
Haar zu einer Einerkandidatur gekom-
men. Hätte sich der amtierende Vertei-
digungsminister, Martin Pfister, nicht
doch noch überzeugen lassen, wäre der
Bauernverbandspräsident Markus Rit-
ter als Einziger in den Ring gestiegen.

«Es fehlt mir die Lust»

Allen anderen Papabili war das Amt
zu mühsam: Die Freiburger Stände-
rätin Isabelle Chassot begründete ihre
Absage mit dem lapidaren Satz: «Es
fehlt mir die Lust, Lust zu haben.»
Benedikt Würth sagte: «Bundesrat zu
werden, steht nicht mehr in meiner
Lebensplanung.» Und Martin Candi-
nas gab unumwunden zu: «Das Amt
des Bundesrats entfacht aktuell kein in-
neres Feuer in mir.»

Die Mitte ist nicht die einzige Partei,
die sich schwertut, ihre Spitzenämter zu
besetzen. Bei der SVP musste Albert
Rösti nach seinem Rücktritt als Partei-
präsident mehrere Monate in die Ver-
längerung, bis mit Marco Chiesa endlich
ein Nachfolger gefunden wurde. Die SP
ist deshalb schon vor längerer Zeit auf
Jobsharing ausgewichen: an der Partei-
spitze mit Mattea Meyer und Cédric

Wermuth, im Fraktionspräsidium mit
Samira Marti und Samuel Bendahan.

Auf eine Doppelspitze könnte es
auch bei der FDP hinauslaufen. Am
18. Oktober tritt Präsident Thierry Bur-
kart zurück. Die Meldefrist für dasAmt
des Parteichefs läuft an diesem Mitt-
woch ab.Die Liste derAbsagen ist lang:
Andrea Caroni, Andri Silberschmidt,
Maja Riniker, Philippe Nantermod,
Matthias Michel, Jacqueline de Quattro
und weitere winkten ab.

Keine Woche vor Ablauf der Frist
sagte schliesslich auch Damian Mül-
ler ab. Der Luzerner Ständerat hatte
lange als Favorit gegolten, doch er gab
dem bisherigen politischen Amt und
dem Beruf den Vorzug.Als Parteipräsi-
dent müsse er hundert Prozent hinein-
stecken, sagte er SRF News. «Und mit
meinem Ständeratsmandat und meiner
beruflichen Entwicklung hätte das alles
keinen Platz gehabt.»

Nun ruhen die Hoffnungen des Frei-
sinns auf den Schultern von drei Perso-
nen.Noch nicht abgesagt haben derGlar-
ner Ständerat BenjaminMühlemann, die
St. Galler Nationalrätin Susanne Vin-
cenz-Stauffacher und der amtierende
Fraktionschef Damien Cottier.

Doch weshalb tun sich die Parteien
eigentlich so schwer damit, auch Spitzen-
ämter zu besetzen? Liegt es am Geld?
Die Antwort fällt je nach Perspektive
anders aus. Ein Bundesrat kommt zwar
auf 477 688 Franken im Jahr (bei lebens-

langer Rente), aber imVergleich zu dem,
was vor allem bürgerliche Politiker in
der Privatwirtschaft verdienen können,
ist das mässig. Nationalratsmitglieder
kommen imDurchschnitt auf ein Jahres-
einkommen von rund 130 000 Franken.
Bei Ständeräten sind es rund 140 000
Franken.Viele Parlamentarier üben zu-
dem ihren Beruf weiter aus oder ver-
fügen über bezahlte Mandate.Lobbying
gehört im Schweizer Milizsystem dazu.

Spärlich entschädigt werden hin-
gegen Parteipräsidentinnen und -präsi-
denten. Bei ihnen beläuft sich die Ent-
schädigung auf ein paar zehntausend
bis maximal etwas über 100 000 Fran-
ken. Neben dem Amt Vollzeit zu arbei-
ten, ist nahezu unmöglich, und bezahlte
Mandate müssen mit der Rolle eines
Parteichefs vereinbar sein.

Co-Präsidium mögliche Lösung

Das Geld spielt also eine Rolle, rele-
vanter sind aber wohl andere Faktoren.
Claude Longchamp,der mittlerweile pen-
sionierte Doyen der Schweizer Politaugu-
ren,nennt neben der hohen zeitlichen Be-
lastung auch die Vereinbarkeit mit dem
Familienleben und die Dauerkritik.

Ob als Parteipräsident oder Bun-
desrat: Die zeitliche Beanspruchung ist
enorm. Zudem erfordern laut Long-
champ vor allem Exekutivämter Fähig-
keiten, die nicht alle gelernt haben. Ein
weiterer Faktor sind die verändertenAn-

sprüche an die Lebensplanung.ZuUlrich
Bremis Zeiten erwartete kaum jemand
von Vätern, dass sie viel Zeit mit den
Kindern verbringen,heute wollen sowohl
Väter wie Mütter Zeit mit der Familie
verbringen. Die Grünen forderten des-
halb bereits Jobsharing im Bundesrat.

Eine entscheidende Rolle spielt zu-
dem die zunehmende Personalisie-
rung der Politik. Wer ein politisches
Amt übernimmt, kann sicher sein, kri-
tisiert zu werden, wenn etwas schief-
geht. Bei Parteipräsidenten gehört das
zum Jobprofil. Aber auch Bundesräte,
die in der Schweiz Teil einer Kollegial-
regierung sind, werden für Regierungs-
geschäfte zunehmend persönlich verant-
wortlich gemacht.

Die mediale Dauerbeobachtung und
-skandalisierung sei nicht jedermanns
Sache, sagt Claude Longchamp. Kritik
sei vor allem dann schwer zu ertragen,
wenn sie aus der eigenen Partei komme.

Bei der FDP, die am Mittwoch eine
Nachfolge für Thierry Burkart präsen-
tieren muss, ist parteiinterne Kritik eher
die Regel als die Ausnahme. Eine Co-
Leitung würde das Problem der Ent-
löhnung nicht lösen. Bei der Belastung,
dem Familienmanagement und demEr-
tragen der Dauerkritik aber schon.Wer
immer das Präsidium der FDP über-
nimmt, übernimmt damit auch die Ver-
antwortung für das Ergebnis der nächs-
ten nationalen Wahlen. Geteiltes Leid
wäre halbes Leid.

Gesamthaft könnten
die Wohneigentümer
mit einer Entlastung
von etwa 1,8 Milliarden
Franken pro Jahr
rechnen, geht man
von den heutigen
Hypothekarzinsen aus.

Eigenmietwert
Eidgenössische Abstimmung
vom 28. September 2025


